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II-:;-456ß· der. Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XII. Gesetzgebungsperiode 

REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM I. 1 A 'I ~ ,.~ 1010 Wie~, den ..................... '1.~,~.~~.~.~ ................. l97 .. ~ 

FüR SOZIALE VERWALTUNG __ (9 ____ ;y_I __ r\_._~_. Stubennng I . 

ZU . (P liIS; jJ. Telephon 575655 . 

Zl~20.655/4-6-1/71 
Präs. am.JJl,.l~ n 1971 

der Anfrage der Abgeordneten B run n er, 
DroH a i der, K ern und Genossen an den 

Bundesminister für soziale Ven'lalhmg betref­

fend. Angleichung der landwirtsch<.'!.ftlichen 
.. ZÜ$cl~ußJ?enten an die B-auernDen, si on 

~, .. \ 
\ 

Inder vorliegenden Anfrage wird ausgeführt, ds.ß 

,nach Einführung der Bauernpensionsversicherung noch 

140.000 alte bäuerliche Menschen mit der völlig unzu~ 

reichenden 2,uschußrente ihren Lebensabend fristen müßten. 

Dieses sozialpolitische Unrecht müsse raschestbeseitigt 

werden. 

, Schließlich werden an den Bundesminister~für soziale 

. Verwaltung folgende Fragen gerichtet: 

1) Sind Sie bereit durch etappenweise Anhebung der 
landwirtschaftlichen Zuschußrenten eine schrittwe::Lse An­

gleichung an die Bauernpension herbeizuführen? 

2) . vlenn ja, bis wann ist nach Ihrem Ermess.en diese 
Angleichurig ,'erreicht? 

3) Sind Sie bereit für einen ersten Schritt zu 
sozi~ler Gerechtigkeit gegenüber unseren landvJ'irtschaft­

lichen Zuschußrentnern im Budget 1972 vorzusorgen? 
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In Bea..."'1tvlOrtlmg dieser Anfrage beehre ich mich~ 

folgendes mitzuteilen: 

Die Pensionsversicherung der in der :Land-- UD.d Forst­

Hirtschaft selbständig ErVlerbstätigen ist hinsichtlich 

ihres Leishmgsrechtes am 1 0 Jänner des laufen.den Jahres 

in Kraft getreten. Sie brachte eine entscheidende Ver-

. besserUllg in der Al ters- und Hinterbliebenenversorg1L11.g 

der bäuerlichen Bevölkerung, da für dies.e rnlllIIlehr eine 

voll'\1ert:LgePetl.sionsversicheru.ng best:eht 0 Dis?e }')ensions-

. i 

'. versiche:::ung wurde' für die LandvJirt~.;chaft mit dem' gleichen 

Entwicldungsstand: wirksam, der sich in derPensionsver­

sicherung der Unselbständigen, aber auch in der Pensions-

.versicherung der selbständig Erwerbstätigen in der 

gevferblichen \virtschaft als das Ergebnis jahre- ja j8.hr­

zelmtelancc;el'" Bemühungen. um Verbesserungen der verschie­

densten Art darstellt 0 Es if;t eine Pensionsversicherung~ 

zu der der Bund im beträchtlichen Um.fang durch die über­

nahmeder Ausfallhafturig und durch die Tragung des Auf­

wandes für die Ausgleichszulagen öffentliche I1ittelzur 

Verfügung stellt~ 

\venn in der vorliegenden Anfrage ausgeführt 'dird, 

daß 1400000 alte bäuerliche .11enschen l]1it völlig Ui'lZU­

reichenden Zuschußren:ten . ihren Lebensabend fristen 

müßten, so \-'lird übersehen, daß mit dem vlirksamvverc1en 

der leistungsrechtliche.n Bestim.r:mngen des Bauern -

Pensionsversicherungsgesetzes auch die Bezieher von 
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ZusGhußrenten, deren Einkom.men den Richtsatz nicht er-. 

reicht, einEm Anspruch auf Ausgleic:tszu18.ge haben. Der 

Richt.satz betl"'ägt derzeit für Bezieher einer- Zuschuß-

x'enteaus eigener Versi(~r~er:ung 1.5.28 ß 1-md erhöh.t $ich 

für die Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten)mu 

59Lj· S und für jedes Kind um. 165' 8 monatlich. Die jähr-

lichen. Beiträge, die Betriebsführer nach dem I.,a::.1dv.Jirt·-

.. '. schaft~ichen. Züsch~BrentenversicherUl~gsge.setz ~:Q le~sten 
;: .. 

. hatten, bewegten sieh V?l1 240 S im Jahre 1957 bis 550 S 

im Jahre 1969 •. Al1gesichts einer Gegenüberstellung der 

Lei stw."'"lgsanspr-Liche eiD.schließlich des Anspruches auf 

Ausgleichszulage . einerseits und der geringen Beitrags..;::"'" 
. . 

. leistungen a.nderersei ts kann 'wohl nicht von einem sozial-

politischen Unrecht gesprochen werden. 

Auch im Verhältnis zu dem durchschni.ttlichen· Ein-

kommen, das Bezieher' einer Zuschußrente vor dem Aus..,.;' 

scheiden aus dem E:cwerbsleben erzielen konnten, er-
. .... 

scheinen die Leistungen aus der Zuschußrentenversiche-

. rung unter Berücksichtig;ung des Ausgleichszulagenan­

~pruches durchaus nicht gering. Nach dem gemäß §. 9 des 
.• i 

.I./andwirtschaftsgesetzes, BGB1.Nro155/1960 erstellten 

tlericht über die Lag~. der Österreichischen Landwirt­

scha;ft1969 belief sichdaslandv.Jirtschaftliche Ein-

kOmmen, \"lelches den GeldvJert jener Gütermenge darstellt, 

den die Besitzerfamilie verbrauchen kann, olme das Vermögen 
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,zuvermiric1ern, im' B1..mde smi ttel der ausgmvertetenBuch-, 

führungsbetriebe auf 27 04-56 's je vollbeschäftigter 

FaillilienCJ.~!..'bei tsl:raft 0 Dem steht im tTahre 1972 unter 
, . 

Be?-8chtnalLrr1,e auf den Richtsatz von 1.528 S ein Anspruch 

au·f .Leistungen aus der. Zuschußrentenversicher1L.'1g (ein", 

schließliGh Ausgleichszulage) in'der Höhe von 21.392 S' 

jährlich gegenüber, der sieb, fürclie Ehegattül des 13e-

ziehers der Ausgleichszulage auf 29.708 Serhöht. 

Di;c)' V.ot·schrifteE ;de::f Bauei~n..,.BensionsvOr~iclIe]~1.Ulgs~' 
. ". ", ..... ' , . ., .... -'l. . 

gesetzes über die Einreihmlg in Versicherungßklassen,' 

(§ 12B-PVG) lassen erkennen ,daß für den Bereich c3.er 

Bauernpensionsversicherung vom Gesetzgeber durchscllllitt~· 

'. 

lieh 35'% des Einhei tsv'Jertes als jährliches Einl~omL'ler.r· .. " .' ~ , "'-' 

aus einem. land(forst)'wirtschaftlichen Betrieb angesehen 
c' 

vli'Urden. ',tenn man von dieser ADlla:hr.o.e ausgeht) müßte ein 
. . , . 

selbständig Erwerbstätiger in der Land- und Forstwirt­

schafteinen Betrieb mit 'einem Einheitswert von ,mindestens 

61.000 S bevlirtschaften, um ein Einkommen zu erzielen, 

das dem Bezieher einer' Zuschußrente durch den Ausglei.chs-· 

zulagenanSI)ruchgarantiert ist. Ungefähr die Hälfte 

aller pflichtversicherten Betriebsführer in der Land-

und Forstvlirtschaft bewfrtschaften aber einen Betrieb, 

der eirie:t;l geringe:r'en,Einhei tl?we~t., al'8'.61 .. 000 S a~:f"leist. 

Das'bedeutet, daß für eine beträchtliche Anzahl von 

Beziehern einer Zuschußrente die Versicheru...ngsleistungen 

,einscbließlich der Ausgleichszulage höher sind,als das 

Einkomme:n, ,das sie vlährend ihrer Erv'ierbstätigkei terzielten. ' 
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Der durch das B-PVG den 1~\8ziehern einer Zuschußrente 

eÜlgeriiumte Anspruch auf Ausgleichszulage hat eil1.ersei ts 

die vlirtschaftliche IJage diese,g Per:sonenkreises wesent--

lieh gebessert, andererseits aber dem Bund neue Lasten 

c~uferlegt •. Sehen vor Eil?-führung eines. Ausgleichszulagen-

anspruches für Bezieher einer ZuschuJSrente 'i'laren die Au:f~·· 

wendungen des Blmdes für die Zuschußrentel1.versicherung· 
, :, .'.' .. .'. , " ';' ',. ',." ", 

beträchtlich" 'vlährend der· JahI'e von 1958 bis 19,?obetrug. 

der Rentenaufwand in der landwirtschaftlichen Zuschuß.,.. 

rentenversicherung I·und 5) 3 Milliarden S, i"iährenddie. 

Beitragsleistungen der Versicherten in diesem Zeitraum 

lediglich 1,4 Milliarden S erreichten. 

Nach dem Blinc1esfinan:zgesetz für das jahr 1971·,ürd 

d·er Bund im· Jahre 1971 zur Bauernpension einen Bunde·s-· .•.•... 

beitrag gemäß § 19 Abs.2 B-PVGin der Höhe von '+20 l'1ili.s 

unG...eine Überweisung gemäß § 19 Abs.1 B-PVG inder Höhe· 

von19ö I"lill.S leisten. Dazu kommt noch der Aufwand des 

·Bundes für Ausgleichszulagen in der Höhe von 362,5 I1ill.S. 

Insgesamt wurde der Aufwand des B1.1J.1.des für die Bauern­

·Pensionsversicheru..ng im Jahre 1971 mit 972,5 Hill.Sver-

a.nschlagt • 

. Da das Bauern-P,ensionsversicb.erungsgesetz erst· seit 

wenigen I1onat.en in( Kraft steht" kör.Jlen noch kei:q.erlei. 

Rückschlüsse gezogen ·vrerden, ob die finanzielle Gebarung 

dieser Pensionsvers{cherung tatsächlich die Entvlicklung 

.' '~ 
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nehmen wird, die beidel: Ge set zV-lerdung angenomrnen 

"'Ll.Tde; es bedarf dazu unbedingt eines gewissen Beob-

.. achtungszeitraumes. Der gegem(J~irtigeZei tpmllet erscheint 

daher nicb.t geeignet,. d.erart aufvwnc1j:ge Leistungsver-

besseru.l."lgen, \1;e sie die UmVl8.:ndlUl'lg der Zuschußrenteri. 

in BD.uernpenslonen darstellt, vorzunehi'nen. Ich werde. 

daher im Budget 'j972 auch keine 11i ttel für diesen Zweck 

.... beal1.t.I'ao-en • 
.... ': .' ,0 .. 

!0t[· . 
lifM"',/]/f./j/l/f/7 ~ 

, 
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